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(Nr. 13957.) Geſetz zur Anderung des Behördenauſbaues in der Provinz Grenzmark Poſen⸗Weſt⸗ 
preußen. Vom 7. Juli 1933. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


8 1. 
Das Geſetz vom 21. Juli 1922 (Geſetzſamml. S. 171) wird wie folgt geändert: 


1. 8 4 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 


Aus den Kreiſen uſw. werden die Provinz und der Regierungsbezirk Gene 
Poſen⸗Weſtpreußen gebildet. 


2. § 4 Abſ. 3 wird aufgehoben. 


82. 
Dieſes Geſetz tritt an dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 7. Juli 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Für den Miniſterpräſidenten und den Miniſter des Innern: 


Popitz. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 


Berlin, den 7. Juli 1933. 


Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


In Vertretung: 


Popitz 


Staatsminiſter. 


(Vierzebnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 12. Auguſt 1933.) 51 
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(Nr. 13958.) Geſetz zur Anderung von Geſetzen über Waſſer⸗ und Bodenkultur⸗Angelegenheiten. Vom 
25. Juli 1933. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Erſter Abſchnitt. 
Das Waſſergeſetz vom 7. April 1913 (Geſetzſamml. S. 53) wird wie folgt geändert: 


Artikel 
8 3 Abſ. 1 lautet: 

(1) Das Verzeichnis der Waſſerläufe erſter Ordnung kann durch Verordnung des 
Staatsminiſteriums geändert werden. Die Verordnung iſt in der Preußiſchen Geſetz⸗ 
ſammlung zu veröffentlichen. 

Artikel 2. 
Im 8 23 Abſ. 5 fallen die Worte „und des Waſſerbeirats ($ 367)“ weg. 


Artikel 3. 
() S 25 Abſ. 3 Satz 4, 5 und 6 lauten: 

Ob und in welchem Umfange der an ſolchen Seen und an Talſperren bisher üb⸗ 
liche Gemeingebrauch fernerhin zuläſſig iſt, beſtimmt der Regierungspräſident, für Tal⸗ 
ſperren der die Aufſicht über ſie führende Regierungspräſident oder Oberpräſident. Der 
Eigentümer der Talſperre oder des Sees iſt vorher zu hören. Der Regierungspräſident 
(Oberpräſident) kann die Beſtimmung widerrufen. 

(2) S 25 Abſ. 6 lautet: 

Der Regierungspräſident kann für künſtliche Waſſerläufe zweiter und dritter Ord⸗ 
nung nach Anhörung der Schauämter und für die künſtlichen Waſſerläufe erſter Ordnung, 
die er verwaltet, beſtimmen, ob und in welchem Umfange der in den Abſ. 1, 2 und 4 
vorgeſehene Gemeingebrauch an ihnen zuläſſig iſt. Für die übrigen künſtlichen Waſſer⸗ 
läufe erſter Ordnung beſtimmt es der Oberpräſident. 


Artikel 4. 
(1) Im 8 31 fallen die Worte „und des Waſſerbeirats“ weg. 


(2) In den SS 31, 32 und 33 werden die Worte „Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten“ erſetzt durch das Wort „Regierungspräſident“. 


Artikel 5. 
8 109 fällt weg. 
Artikel 6. 
§ 111 lautet: 
(1) Die in den 88 107 und 108 angegebenen Aufgaben des Regierungspräſidenten 
obliegen für Talſperren g 
a) die ein anderer Regierungspräſident oder ein Oberpräſident verwaltet, dieſem 
Regierungspräſidenten oder Oberpräſidenten, 
b) in den Provinzen Oberſchleſien und Niederſchleſien dem Oberpräſidenten, 
e) einer Waſſergenoſſenſchaft dem die Aufſicht über die Genoſſenſchaft führenden 
Regierungspräſidenten (8 217 Abſ. 3), 
d) wenn ſich das Unternehmen auf mehrere Regierungsbezirke erſtreckt, dem von dem 
Oberpräſidenten oder dem Fachminiſter zu beſtimmenden Regierungspräſidenten. 
(2) Der Fachminiſter kann beſtimmen, wann die Aufgaben übergehen. 
Ae 
§ 112 lautet: 
Gegen die Entſcheidungen des Regierungspräſidenten (Oberpräſidenten) nach den 
88 107 und 108 iſt nur in zwei Wochen die Beſchwerde an den Fachminiſter zuläſſig. 
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Artikel 8. 
Im 8 114 fallen die Worte „nach Anhörung des Waſſerbeirats“ weg. 


Artikel 9. 
Im 8 155 Abſ. 2 werden die Worte „Königliche Verordnung“ erſetzt durch die Worte „An⸗ 
ordnung des Fachminiſters“. 
Artikel 10. 
§ 173 Abſ. 1 lautet: 

(1) Bei Ausbauunternehmen (8 153) an Waſſerläufen zweiter Ordnung und in Fällen 
des § 153 Abſ. 1 Nr. 2 bei Waſſerläufen erſter Ordnung kann nach dem Ermeſſen des 
nach § 163 zuſtändigen Regierungspräſidenten (Oberpräſidenten) auf Antrag des Unter⸗ 
nehmers davon abgeſehen werden, das in den 88 164 bis 170 geregelte Verfahren mit 
den daſelbſt beſtimmten Wirkungen einzuſchlagen. 


Artikel 11. 
§ 206 erhält folgenden Abſ. 2: 
(2) Neben den vorſtehenden Aufgaben können die Umwandlung von Moor, Heide 
und ähnlichen Ländereien in Acker, Wieſe, Weide oder Holzung und die Herſtellung 
und Unterhaltung von Wegen zur Aufgabe einer Waſſergenoſſenſchaft gemacht werden. 


Artikel 12. 
$ 210 lautet: 8 

Genoſſen können die jeweiligen Eigentümer der bei dem Unternehmen beteiligten 
Grundſtücke, Bergwerke und gewerblichen Anlagen und die öffentlichen Körperſchaften 
ſein, die an dem Unternehmen ein Intereſſe haben. Den Eigentümern ſtehen die Erb⸗ 
bauberechtigten gleich. 5 

Artikel 13. 
§ 217 Abſ. 3 lautet: 

(8) Die Aufſicht wird bei den Genoſſenſchaften, die ausſchließlich zu einem der im 
§ 206 Nr. 1 bis 6 bezeichneten Zwecke gebildet werden, ſowie im Falle des § 206 Nr. g, 
wenn es ſich nicht um eine Talſperre ($ 106), und im Falle des § 206 Nr. 13, wenn 
es ſich nicht um einen Waſſerlauf erſter Ordnung handelt, durch den Landrat als Vor⸗ 
ſitzenden des Kreisausſchuſſes, in Stadtkreiſen durch die Ortspolizeibehörde, bei den 
übrigen Genoſſenſchaften durch den Regierungspräſidenten geführt. Die Übernahme 
der im § 206 Abſ. 2 genannten Aufgaben bleibt außer Betracht. Zuſtändig iſt diejenige 
Behörde, in deren Bezirke die Genoſſenſchaft ihren Sitz hat. Aus beſonderen Gründen 
kann der danach örtlich zuſtändige Regierungspräſident oder der Fachminiſter einen 
Landrat als Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes oder ein Deich- und Sielamt (Hannoverſche 
Verordnung über das Waſſerbauweſen vom 1. September 1852 — Hannoverſche Geſetz⸗ 
ſamml. S. 257), der Fachminiſter einen Regierungspräſidenten zur Aufſichtsbehörde 
beſtellen. 

Artikel 14. 
§ 220 Abſ. 1 lautet: 

() Zur Veräußerung von Grundſtücken und zur Aufnahme von Anleihen, durch 
die der Schuldenbeſtand vermehrt wird, bedarf die Genoſſenſchaft der Genehmigung der 
Aufſichtsbehörde. 

Artikel 15. 
§ 221 erhält folgende Abſ. 2 und 8: 


(2) Die Genoſſenſchaft hat die Rechnung über ihre Einnahmen und Ausgaben des 
Haushaltsjahrs ſpäteſtens vier Monate nach dem Ende des Haushaltsjahrs der Auf⸗ 
ſichtsbehörde zuzuſenden. Dieſe kann Ausnahmen zulaſſen. 

(8) Die Genoſſenſchaft hat alljährlich ihr Haushalt⸗, Kaſſen⸗ und Rechenweſen 
durch eine Perſon prüfen zu laſſen, die der Genoſſenſchaft nicht angehört und die das 
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Prüfen beruflich ausübt. Der Prüfbericht iſt der Aufſichtsbehörde unverzüglich mit⸗ 
zuteilen. Die Aufſichtsbehörde kann Ausnahmen zulaſſen. 


Artikel 16. 
Im 8 222 Abſ. 2 fällt der zweite Satz weg. 


Artikel 17. 
Als § 226 a wird folgende Vorſchrift eingefügt: 
§ 2262. 

() Gegen die Anordnungen des Vorſtandes und ſeines Vorſitzenden iſt die Be⸗ 
ſchwerde an die Aufſichtsbehörde und gegen deren Beſcheid in zwei Wochen die gegen 
die Aufſichtsbehörde zu richtende Klage im Verwaltungsſtreitverfahren bei dem Bezirks⸗ 
ausſchuſſe gegeben. 

(2) Die Beſchwerde iſt bei dem Vorſtand oder feinem Vorſitzenden oder der Auf- 
ſichtsbehörde in zwei Wochen anzubringen, nachdem die Anordnung dem Beſchwerde⸗ 
führer zugeſtellt, zugegangen oder bekanntgeworden iſt. 

(8) Die Klage kann nur darauf geſtützt werden, daß der angefochtene Beſcheid den 
Kläger in feinen Rechten beeinträchtige, weil der Beſcheid die rechtlichen Vorſchriften ver⸗ 
letze. Eine unrichtige Anwendung der rechtlichen Vorſchriften liegt auch dann vor, wenn 
die Tatſachen nicht gegeben find, die die Anordnung gerechtfertigt haben würden. 

(4) Die Einlegung eines Rechtsmittels hat aufſchiebende Wirkung, ſoweit nicht der 
Vorſtand oder ſein Vorſitzender aus überwiegenden Gründen des öffentlichen Wohles oder 
des gemeinwirtſchaftlichen Nutzens die ſofortige Ausführung verlangt. 


Artikel 18. 
§ 227 lautet: 

(1) Der Vorſtand und ſein Vorſitzender find berechtigt, gegen die Genoſſen die von 
ihnen gemäß ihren Befugniſſen gegebenen Anordnungen, wenn dieſe unanfechtbar ge⸗ 
worden ſind oder ihre ſofortige Ausführung verlangt werden kann, durch Ausführung der 
zu erzwingenden Handlung auf Koſten der Pflichtigen, durch Feſtſetzung von Zwanggeld 
oder durch unmittelbaren Zwang durchzuſetzen. 

(2) Die Anwendung eines Zwangmittels muß vorher angedroht werden. Die An⸗ 
drohung muß außer bei Gefahr im Verzug ſchriftlich erfolgen. Der Betrag des Zwang⸗ 
geldes iſt in beſtimmter Höhe anzudrohen. Wird die Ausführung der zu erzwingenden 
Handlung durch einen Dritten angedroht, jo iſt in der Androhung die Höhe des Kojten- 
betrags vorläufig zu veranſchlagen. Für die Ausführung der zu erzwingenden Handlung 
iſt außer bei Gefahr im Verzug eine angemeſſene Friſt zu ſetzen. 

(3) Die Höhe des Zwanggeldes darf bei jeder Androhung den Betrag von hundert 
Reichsmark nicht überſchreiten. 

( Das Zwanggeld kann im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden. 
Die Beitreibung iſt, wenn es ſich nicht um die Durchſetzung eines Verbots handelt, nur 
zuläſſig, ſolange der Anordnung nicht entſprochen iſt. 

(5) Iſt die Handlung auf Koſten des Pflichtigen ausgeführt worden, jo kann der 
Vorſtand oder ſein Vorſitzender den Koſtenbetrag im Verwaltungszwangsverfahren ein⸗ 
ziehen. Auch der vorläufig feſtgeſetzte Koſtenbetrag kann im Verwaltungszwangsver⸗ 
fahren eingezogen werden. 

(6) Die Zwangmittel können bei Geboten wiederholt werden, bis dem Gebot ent⸗ 
ſprochen iſt. Bei Verboten kann das Zwangmittel für jeden Fall der Nichtbefolgung feſt⸗ 
geſetzt werden. 

Artikel 19. 
§ 228 lautet: 

() Iſt die Androhung der Zwangmittel in der Anordnung enthalten, ſo kann ſie 
nur zuſammen mit der Anordnung angefochten werden. Iſt die Androhung eines 
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Zwangmittels ſelbſtändig erfolgt, ſo ſind dagegen die gleichen Rechtsbehelfe gegeben wie 
gegen die zugrunde liegende Anordnung. Mit der Anfechtung der Androhung kann in 
dieſem Falle gleichzeitig die zugrunde liegende Anordnung angefochten werden, wenn 
dieſe bei der Androhung nicht bereits unanfechtbar geworden iſt. 

(2) Gegen die Androhung eines Zwangmittels zur Durchführung einer unanfecht⸗ 
bar gewordenen Anordnung und gegen die Feſtſetzung und Ausführung eines Zwang⸗ 
mittels iſt nur in zwei Wochen die Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde zuläſſig. 

(3) Die Beſchwerde (Ab. 2) hat keine aufſchiebende Wirkung; die Beitreibung von 
Zwanggeld darf jedoch nicht erfolgen, bevor die Feſtſetzung unanfechtbar geworden iſt. 


Artikel 20. 
Als § 228 à wird folgende Vorſchrift eingefügt: 


8 2288 a. 
Rückſtändige Beiträge können im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben 
werden. 
Artikel 21. 
Die Sätze 1 und 2 im S 229 fallen weg. 


Ae 
Als § 229 a wird folgende Vorſchrift eingefügt: 
§ 229 a. 
Die Aufſichtsbehörde kann die Vollſtreckungsbehörde beſtimmen. 


Artikel 23. 
§ 231 lautet: 

(1) Die Aufſichtsbehörde iſt befugt, Mitglieder des Vorſtandes, die ſich einer 
Pflichtverletzung ſchuldig machen oder zur Führung der Geſchäfte der Genoſſenſchaft 
ungeeignet ſind, ihres Amtes zu entheben. 

(2) Gegen die auf Amtsenthebung lautende Verfügung findet in zwei Wochen die 
Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. Zuſtändig iſt der Bezirksausſchuß. Bis zur 
Entſcheidung bleibt das Vorſtandsmitglied der Amtsgeſchäfte enthoben. 

(3) Wenn durch die Amtsenthebung die Erfüllung der Aufgaben der Genoſſenſchaft 
gefährdet wird, kann die Aufſichtsbehörde die Geſchäfte des Vorſtandes einem Kommiſſar 
übertragen und beſtimmen, welche Entſchädigung ihm die Genoſſenſchaft zu leiſten hat. 


Artikel 24. 
§ 238 Ab. 1 erhält folgenden zweiten Satz: 
Dies gilt auch, wenn die Genoſſenſchaft die Bodenumwandlung oder die Herſtellung 
oder Unterhaltung von Wegen gemäß § 206 Abſ. 2 übernehmen ſoll. 


Artikel 25. 
§ 247 Abſ. 1 Satz 3 lautet: 

Gegen die Verfügung, durch welche dem Gemeindevorſtande die Führung der Ge⸗ 
ſchäfte des Genoſſenſchaftsvorſtandes übertragen wird, iſt in zwei Wochen die Beſchwerde 
zuläſſig, und zwar gegen die Verfügung des Regierungspräſidenten an den Fachminiſter, 
im übrigen an den Regierungspräſidenten. 


Artikel 26. 
§ 274 lautet: 

Im Verfahren zur Umlegung von Grundſtücken kann der das Verfahren leitende 
Oberpräſident die Geſchäfte zur Bildung einer Waſſergenoſſenſchaft an Stelle des Regie⸗ 
rungspräſidenten übernehmen. Liegt das Genoſſenſchaftsgebiet in mehreren Regierungs⸗ 
bezirken, ſo beſtimmt der Oberpräſident den für das Verfahren zuſtändigen Bezirks⸗ 
ausſchuß. 
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Artikel 27. 
§ 275 Abf. 1 erhält folgenden dritten und folgenden vierten Satz: 

Gleiches gilt, wenn die Bodenumwandlung oder die Herſtellung oder Unterhaltung 
von Wegen gemäß § 206 Abſ. 2 zur Aufgabe der Waſſergenoſſenſchaft gemacht werden 
ſoll. Der Fachminiſter kann aus beſonderen Gründen zulaſſen, daß an Stelle der Mit⸗ 
gliederverſammlung der Ausſchuß beſchließt. 


Artikel 28. 
8 283 erhält folgenden Abſ. 3: 

(8) An Stelle der nach dieſem Geſetze berufenen Organe können die nach den bis⸗ 
herigen Satzungen (Abſ. 2) gebildeten Organe beſchließen, wie die Satzungen den Vor⸗ 
ſchriften der Abſ. 1 und 2 anzupaſſen ſind. Die Aufſichtsbehörde kann hierzu eine ange⸗ 
meſſene Friſt ſetzen. Kommt ein entſprechender Beſchluß in der Friſt nicht zuſtande, ſo 
kann der Fachminiſter oder mit ſeiner Ermächtigung der Regierungspräſident die Satzung 
erlaſſen. 

Artikel 29. 
§ 289 lautet: 

Gegen den Beſchluß der Genehmigungsbehörde ſteht denjenigen, die rechtzeitig 
Einwendungen erhoben haben, und ſoweit die Genehmigung verſagt oder an Auflagen 
oder an Einſchränkungen geknüpft iſt, auch dem Antragſteller in zwei Wochen die Be⸗ 
ſchwerde zu, und zwar bei Waſſerläufen erſter Ordnung an den Miniſter für Landwirt⸗ 
ſchaft, Domänen und Forſten, bei Waſſerläufen zweiter und dritter Ordnung an den 
Regierungspräſidenten. 

Artikel 30. 
() Im 8 294 Abſ. 2 fällt der zweite Satz weg. 
(2) S 294 erhält folgenden Abſ. 3: 

(3) Die Bodenumwandlung und die Herſtellung und Unterhaltung von Wegen im 
Sinne des § 206 Abſ. 2 können neben den vorſtehenden Aufgaben zur Aufgabe eines 
Deichverbandes gemacht werden, wenn die Mehrheit (Abſ. 1) zuſtimmt. 


Artikel 31. 
8 302 Abf. 3 und 4 lauten: 

(3) Die Aufſicht führt bei Deichverbänden, deren Deiche ganz oder teilweiſe an 
Waſſerläufen erſter Ordnung liegen, der Regierungspräſident, bei anderen Deichver⸗ 
bänden der Landrat als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes, in Stadtkreiſen die Orts⸗ 
polizeibehörde. Zuſtändig iſt die Behörde, in deren Bezirke der Deichverband ſeinen Sitz 
hat. Aus beſonderen Gründen kann der danach örtlich zuſtändige Regierungspräſident 
oder der Fachminiſter einen Landrat als Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes oder ein 
Deich⸗ und Sielamt (Hannoverſche Verordnung über das Waſſerbauweſen vom 1. Sep⸗ 
tember 1852 — Hannoverſche Geſetzſamml. S. 257), der Fachminiſter einen Regierungs⸗ 
präſidenten zur Aufſichtsbehörde beſtellen. 

(4) Werden im Gebiet eines Deichverbandes Unterdeichverbände gebildet, ſo kann 
in der Satzung beſtimmt werden, daß die Aufſicht über die Unterdeichverbände in erſter 
Inſtanz von dem Deichvorſteher des Hauptdeichverbandes geführt wird. In dieſem Falle 
führen die nach Abſ. 3 für den Hauptdeichverband zuſtändigen Aufſichtsbehörden die Auf⸗ 
ſicht über die Unterdeichverbände in zweiter Inſtanz; wo in dieſem Abſchnitte die Be⸗ 
ſchwerde an die Aufſichtsbehörde zugelaſſen iſt, geht die Beſchwerde in erſter Inſtanz an 
den Deichvorſteher des Hauptdeichverbandes, in zweiter Inſtanz an die ſonſt als Aufſichts⸗ 
behörde für den Hauptdeichverband zuſtändige Behörde. 

Artikel 32. 
§ 304 Abſ. 2 lautet: 

(2) Gegen die Verfügung ſteht dem Deichverband in zwei Wochen die Beſchwerde 
zu, und zwar gegen die Verfügung des Regierungspräſidenten an den Fachminiſter, im 
übrigen an den Regierungspräſidenten. 
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Artikel 33. 
§ 308 lautet: 
Für die polizeilichen Anordnungen des Deichvorſtehers und der anderen mit ört⸗ 
lichen Geſchäften der Deichpolizei betrauten Mitglieder des 5 gelten die 
88 226 a, 227 und 228 entſprechend. 


Artikel 34. 
S 309 lautet: 
(1) Der Deichvorſtand und der Deichvorſteher können ihre Anforderungen, die ſie 
gemäß ihren Befugniſſen gegen die Genoſſen richten, nach dem § 227 durchſetzen. 
(2) Ihre Anordnungen und Beſchlüſſe können nach den SS 226 a und 228 angefochten 
werden, wenn nicht durch dieſes Geſetz der Rechtsweg oder das Verwaltungsſtreitverfahren 
zugelaſſen oder durch die Satzung das ſchiedsgerichtliche Verfahren vorgeſchrieben iſt. 


Artikel 35. 
§ 317 lautet: 
Neben den SS 294 bis 316 find die SS 208, 209, 211, 215, 216, 221, 228 a, der 
§ 229 Abſ. 1, die 88 229 a, 230 bis 234, 236, 237, 239 bis 244, der § 275 Abſ. 1 und 3 
und die SS 276, 277 auf Deichverbände entſprechend anzuwenden. 


Artikel 36. 
8 318 erhält folgenden Abſ. 3: 

(3) An Stelle der nach dieſem Geſetze berufenen Organe können die nach den bis⸗ 
herigen Satzungen (Abſ. 2) gebildeten Organe beſchließen, wie die Satzungen den Vor⸗ 
ſchriften der Abſ. 1 und 2 anzupaſſen find. Die Aufſichtsbehörde kann hierzu eine ange- 
meſſene Friſt ſetzen. Kommt ein entſprechender Beſchluß in der Friſt nicht zuſtande, ſo 
kann der Fachminiſter oder mit ſeiner Ermächtigung der Regierungspräſident die 
Satzung erlaſſen. 

Artikel 37. 
§ 324 erhält folgende Abſ. 2, 3 und 4: 

(2) Die 88 221, 228 a, 229, 229 a, 231, 276, 277 find entſprechend anzuwenden. 

(3) Soweit in den im Abſ. 1 aufrecht erhaltenen Vorſchriften Aufgaben des Staats⸗ 
miniſteriums oder der Miniſter begründet ſind, gehen dieſe auf den Regierungspräſidenten 
über. Die Entſcheidungen nach SS 5 und 18 des Allgemeinen Deichreglements vom 
6. April 1803 (Chronologiſche Sammlung der im Jahre 1803 ergangenen Verordnungen 
und Verfügungen für die Herzogtümer Schleswig und Holſtein, die Herrſchaft Pinneberg, 
Grafſchaft Ranzau und Stadt Altona S. 17 folg.) trifft der Fachminiſter. 

(4) Die Entſcheidungen des Regierungspräſidenten in Angelegenheiten der Deich- 
und Sielpolizei und der Aufſicht über die Deich- und Sielverbände find endgültig. 


Artikel 38. 
Im 8 325 lauten Abſ. 1 und 3: 

(1) Die Verfaſſung der Deich- und Siel- (Schleufen-, Wettern⸗, Waſſerlöſungs⸗ uſw.) 
Verbände kann durch eine vom Regierungspräſidenten zu erlaſſende Satzung neu geregelt 
oder feſtgeſtellt werden. 

() Auch kann durch eine mit Zuſtimmung des Deich⸗ und Siel⸗ (Schleufen-, 
Wettern⸗, Waſſerlöſungs⸗ uſw.) Verbandes von dem Regierungspräſidenten zu erlaſſende 
Satzung beſtimmt werden, daß an Stelle der durch § 324 aufrecht erhaltenen deich- und 
ſielrechtlichen Beſtimmungen die entſprechenden Vorſchriften dieſes Geſetzes für das Ver⸗ 
bandsgebiet gelten ſollen. 
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Artikel 39. 
Hinter den § 328 wird folgende Vorſchrift eingefügt: 


§ 328 a. 
Zur Aufnahme von Anleihen, durch die der Schuldenbeſtand vermehrt wird, bedarf 
der Deich⸗ oder Sielverband der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. 


Artikel 40. 
§ 229 Abſ. 2 lautet: 
(2) Auf die Durchſetzung und die Anfechtung der zum Schutze der Deiche und der 
im § 306 bezeichneten Anlagen eines Deich⸗ und Sielverbandes getroffenen polizeilichen 
Verfügungen ſind die 88 226 a, 227 und 228 entſprechend anzuwenden. 


Artikel 41. 
§ 342 Abſ. 2 lautet: 
(2) Die Waſſerpolizei einer Talſperre obliegt der Behörde, welche die Aufſicht über 
ſie führt. 


Artikel 42. 
8 343 Abſ. 2 Satz 1 lautet: 


Die Waſſerpolizeibehörde für Waſſerläufe erſter Ordnung und für Talſperren 
kann örtliche Geſchäfte der Waſſerpolizei dem Ortsbaubeamten, dem Landrat oder einer 
nachgeordneten Polizeibehörde übertragen. 


Artikel 43. 
Im 8 344 wird das Wort „Oberpräſident“ erſetzt durch das Wort „Regierungspräſident“. 


Artikel 44. 
§ 347 lautet: 
(1) Gegen waſſerpolizeiliche Verfügungen des Regierungspräſidenten und des Ober⸗ 
präſidenten iſt in zwei Wochen die Beſchwerde an den Fachminiſter oder die Klage im 
Verwaltungsſtreitverfahren beim Bezirksausſchuß zuläſſig. 


(e) Soweit nach § 345 Abſ. 1 die Aufſicht dem Regierungspräſidenten in einem 
anderen Verwaltungsbezirke zuſteht, tritt er auch im Beſchwerdeverfahren auf eine waſſer⸗ 
polizeiliche Verfügung an die Stelle des örtlich zuſtändigen Regierungspräſidenten. 

(3) Im übrigen richten ſich die Rechtsmittel gegen waſſerpolizeiliche Verfügungen 
nach den allgemeinen Vorſchriften über die Anfechtung polizeilicher Verfügungen. 


Artikel 45. 
§ 356 Abſ. 3 lautet: 

(3) Auf Waſſerläufe, deren Unterhaltung nach § 125 einem Provinzial⸗ (Bezirks⸗/ 
Landeskommunal⸗) Verband übertragen iſt, und auf Waſſerläufe, die von einem durch 
beſonderes Geſetz berufenen waſſerwirtſchaftlichen Verband oder von einem Deichverbande 
zu unterhalten ſind oder der Aufſicht der Deichverwaltungsbehörden unterſtehen, ſind 
dieſe Vorſchriften nicht anzuwenden. Der Fachminiſter kann Gleiches für den Bereich 
von Waſſergenoſſenſchaften und Bodenverbeſſerungsgenoſſenſchaften beſtimmen. 


Artikel 46. 
Der achte Abſchnitt „Waſſerbeiräte“ (88 367 bis 369) wird aufgehoben. Die Mitwirkung 


der Waſſerbeiräte fällt weg. 
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Zweiter Abſchnitt. 


Das Geſetz über die Bildung von Bodenverbeſſerungsgenoſſenſchaften vom 5. Mai 1920 
(Geſetzſamml. S. 351) wird wie folgt geändert: 


Artikel 47. 
S 2 Abſ. 1 lautet: 
() Das Verfahren zur Bildung der Genoſſenſchaft wird vom Regierungspräſidenten 
geleitet. 


Artikel 48. 


Die in den §8 5, 7, 16 dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten gegebenen 
Aufgaben gehen auf den Regierungspräſidenten über. 


Artikel 49. 
8 8 Abſ. 2 und 3 fallen weg. 


Artikel 50. 
§ 9 Abſ. 1 lautet: 

() Die Genoſſenſchaft ſteht unter der Aufſicht des Staates. Aufſichtsbehörde iſt 
der Landrat als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes, in deſſen Kreiſe die Genoſſenſchaft 
ihren Sitz hat. Aus beſonderen Gründen kann der danach örtlich zuſtändige Regie⸗ 
rungspräſident oder der Fachminiſter einen Landrat als Vorſitzenden des Kreis⸗ 
ausſchuſſes, der Fachminiſter einen Regierungspräſidenten zur Aufſichtsbehörde beſtellen. 


Artikel 51. 
§ 10 Abſ. 2 lautet: 
) Im Streitfall beſchließt die Aufſichtsbehörde, ob eine Arbeit zur Erfüllung des 
Genoſſenſchaftszwecks erforderlich iſt. 


Artikel 52. 
§ 13 lautet: 

Neben den 88 1 bis 12 dieſes Geſetzes find die SS 208, 209, der $ 212 Abſ. 2, 3 
und 4, die 88 213 bis 216, 218 bis 221, 223, 224, 226, 226 a, 227, 228, 228 a, der 
3.229 Abf. 1, die 88 229 a, 230 bis 235, 237, 239 bis 244, der § 248 Satz 2 und 3 und 
die 88 250, 261, 262, 271 bis 273, 278 bis 282 des Waſſergeſetzes vom 7. April 1913 
Geſetzſamml. S. 53) entſprechend anzuwenden. f 


Dritter Abſchnitt. 

Die Verordnung über die Bildung von Genoſſenſchaften zur Bodenverbeſſerung von Moor-, 
Heide⸗ und ähnlichen Ländereien vom 7. November 1914 (Geſetzſamml. S. 165) wird wie folgt 
geändert: 

Artikel 53. 
Die in dem § 12 dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten ge⸗ 
gebenen Aufgaben gehen auf den Regierungspräſidenten über. 


Artikel 54. 
Die Abſ. 2 und 3 des § 3 fallen weg. 


Artikel 55. 
§ 4 lautet: 
() Die Genoſſenſchaft ſteht unter der Aufſicht des Staates. Aufſichtsbehörde iſt 
der Landrat als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes, in deſſen Kreiſe die Genoſſenſchaft 
ihren Sitz hat. Aus beſonderen Gründen kann der danach örtlich zuſtändige Regierungs⸗ 


282 Preuß. Geſetzſammlung 1933. Nr. 51, ausgegeben am 29. I. 33. 


präſident oder der Fachminiſter einen Landrat als Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes, 
der Fachminiſter einen Regierungspräſidenten zur Aufſichtsbehörde beſtellen. 

(2) Die Aufſicht beſchränkt ſich auf die ordnungsmäßige Ausführung, Unterhaltung 
und Wiederherſtellung der genoſſenſchaftlichen Anlagen und darauf, daß die Angelegen⸗ 
heiten der Genoſſenſchaft in Übereinſtimmung mit dem Geſetz und der Satzung ver⸗ 
waltet werden. 

(3) Die Auffichtsbehörde iſt berechtigt, ihre Anordnungen unmittelbar durch⸗ 
zuſetzen. 

Artikel 56. 
8 5 Abſ. 2 lautet: 

(2) Im Streitfall beſchließt die Aufſichtsbehörde, ob eine Arbeit zur Erfüllung des 
Genoſſenſchaftszwecks erforderlich iſt. 

Artikel 57. 
8 13 lautet: 

Neben den 88 1 bis 12 dieſer Verordnung find die SS 208, 209, der 8 212 Abſ. 2, 
3 und 4, die 88 213 bis 216, 218 bis 221, 223, 224, 226, 226 a, 227, 228, 228 a, der 
8 229 Abi. 1, die 88 229 a, 230 bis 235, 237, 239 bis 244, der 8 248 Satz 2 und 3 
und die 88 250, 261, 262, 271 bis 273, 278 bis 282 des Waſſergeſetzes vom 7. April 
1913 (Geſetzſamml. S. 53) entſprechend anzuwenden. 


Vierter Abſchnitt. 
Verfahren zur Bildung von Bodenkulturgenoſſenſchaften. 
Artikel 58. 

(1) Wenn die Bildung einer Waſſergenoſſenſchaft, eines Deichverbandes oder einer Boden⸗ 
verbeſſerungsgenoſſenſchaft einer beſonderen Beſchleunigung bedarf und wenn die Mehrheit der 
Beteiligten der Bildung zuſtimmt, kann der Fachminiſter oder mit ſeiner Ermächtigung der 
Regierungspräſident durch einen im Regierungsamtsblatt bekanntzumachenden Erlaß anordnen, 
daß an Stelle der Beſchlußbehörden der Regierungspräſident endgültig entſcheidet (SS. 270, 297 
des Waſſergeſetzes, § 5 des Geſetzes über die Bildung von Bodenverbeſſerungsgenoſſenſchaften vom 
5. Mai 1920). 

(2) Die Mehrheit iſt bei Waſſergenoſſenſchaften ſo zu berechnen, wie es im Waſſergeſetz für die 
Abſtimmung über die Bildung einer Waſſergenoſſenſchaft mit Zuläſſigkeit des Beitrittszwanges 
vorgeſchrieben ift, bei Deichverbänden und Bodenverbeſſerungsgenoſſenſchaften, wie es im Waſſer⸗ 
geſetz für die Abſtimmung über die Bildung eines Deichverbandes vorgeſchrieben iſt. 


Fünfter Abſchnitt. 

Das Geſetz, betreffend die Vollendung des Mittelland⸗Kanals und die durch ſie bedingten 
Ergänzungsbauten an vorhandenen Waſſerſtraßen, vom 4. Dezember 1920 (eſetzſamml. 1921 
S. 67) wird wie folgt geändert: 

Artikel 59. 

8 8 erhält folgenden Abſ. 2: 

(2) Soweit zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes für Teile des Weſer⸗Elbe⸗ 
Kanals (8 1 Nr. 1 a) bereits eine rechtskräftige Planfeſtſtellung nach den Vorſchriften 
des Geſetzes über die Enteignung von Grundeigentum vom 11. Juni 1874 (Geſetzſamml. 
S. 221) erfolgt war, findet eine Planfeſtſtellung im waſſerrechtlichen Ausbauverfahren 
nicht ſtatt. Anſprüche auf ſchadenverhütende Einrichtungen oder Entſchädigung, die wegen 
nachteiliger Wirkungen des Ausbaues im waſſerrechtlichen Ausbauverfahren verfolgbar 
ſind, können auch nach der Planfeſtſtellung des Enteignungsverfahrens geltend gemacht 
werden. Dies gilt nicht, ſoweit ein Teil des von den nachteiligen Wirkungen des Aus⸗ 
baues betroffenen Grundeigentums desſelben Eigentümers oder ſeines Rechtsvorgängers 
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im Enteignungsverfahren in Anſpruch genommen worden iſt ($ 8 Abſ. 2 des Enteignungs⸗ 
geſetzes) oder ſoweit ſonſt im Enteignungsverfahren Einwendungen oder Forderungen mit 
der Begründung zurückgewieſen ſind, daß nachteilige Wirkungen, auf die ſie ſich ſtützen, 
nicht beſtehen oder eintreten. § 172 Abſ. 1 Satz 4 und Abſ. 2 des Waſſergeſetzes vom 
7. April 1913 (Geſetzſamml. S. 53) finden entſprechende Anwendung. Das Verfahren 
regelt ſich nach § 172 Abſ. 3 des Waſſergeſetzes. Die Anſprüche verjähren in drei Jahren 
von dem Zeitpunkt an, in welchem der Geſchädigte von dem Eintritte der nachteiligen 
Wirkung Kenntnis erlangt hat, aber nicht vor dem 1. April 1936. 


Sechſter Abſchnitt. 
Das Geſetz über die Schwarze Elſter vom 28. April 1928 (Geſetzſamml. S. 113) wird wie 
folgt geändert: 
Artikel 60. 
Die Genoſſenſchaft führt den Namen „Schwarz⸗Elſter⸗Verband“. 


Artikel 61. 
85 Abſ. 3 lautet: 
(0) Der Generalplan und die zur Ausführung erforderlichen Sonderpläne werden 
von den Fachminiſtern genehmigt. 


Siebenter Abſchnitt. 
Die Geſetze über beſondere waſſerwirtſchaftliche Verbände werden wie folgt geändert: 


Artikel 62. 
Die nach 
a) dem Geſetze, betreffend Bildung einer Genoſſenſchaft zur Regelung der Vorflut und 
zur Abwäſſerreinigung im Emſchergebiet, vom 14. Juli 1904 (Geſetzſamml. S. 175) 
8 1 Abſ. 2, 
b) dem Entwäſſerungsgeſetze für das linksniederrheiniſche Induſtriegebiet vom 29. April 
1913 (Gefegfamml. S. 251) § 1 Abſ. 3, 
e) dem Ruhrreinhaltungsgeſetze vom 5. Juni 1913 (Geſetzſamml. S. 305) § 2 Abſ. 3, 
d) dem Lippegeſetze vom 19. Januar 1926 (Geſetzſamml. S. 13) 8 2 Abſ. 2, 
e) dem Niersgeſetze vom 22. Juli 1927 (Geſetzſamml. S. 139) § 2 Abf. 4, 
f) dem Geſetze über die Schwarze Elſter vom 28. April 1928 (Geſetzſamml. S. 113) 
8 5 Abſ. 3, 
g) dem Wuppergeſetze vom 8. Januar 1930 (Geſetzſamml. S. 5) § 2 Abſ. 3 
zur Genehmigung der Baupläne uſw. berufenen Miniſter können zu dieſen Entſcheidungen die 
Auſſichtsbehörden der Verbände ermächtigen. 


Achter Abſchnitt. 

Die Geſetze, betreffend Maßnahmen zur Verhütung von Hochwaſſergefahren in der Provinz 
Schleſien und in der Provinz Brandenburg und im Havelgebiet der Provinz Sachſen, vom 3. Juli 
1900 (Geſetzſamml. S. 171) und vom 4, Auguſt 1904 (Geſetzſamml. S. 197) werden wie 
folgt geändert: 

Artikel 63. 

§ 8 Abſ. 1 beider Geſetze lautet: 

() Der Oberpräſident entſcheidet über die Einwendungen und ſtellt den Plan feſt. 
Gegen die Entſcheidung iſt in zwei Wochen Beſchwerde an den Fachminiſter zuläſſig. 


Artikel 64. 
§ 39 Abſ. 2 und 3 des Geſetzes von 1900 werden durch folgenden Abſatz erſetzt: 


(2) Gegen den Beſchluß ſteht dem Verpflichteten und der Intereſſenvertretung in 
zwei Wochen die Beſchwerde an den endgültig entſcheidenden Oberpräſidenten zu. 
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Neunter Abſchnitt. 


Das Fiſchereigeſetz vom 11. Mai 1916 (Geſetzſamml. S. 55) wird wie folgt geändert: 


Artäkel 65. 


Als § 55 a wird folgende Vorſchrift eingefügt: 


S 55 a. 

(1) Gegen die Anordnungen des Vorſtandes und ſeines Vorſitzenden iſt die 
Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde und gegen deren Beſcheid in zwei Wochen die 
gegen die Aufſichtsbehörde zu richtende Klage im Verwaltungsſtreitverfahren bei dem 
Bezirksausſchuſſe gegeben. 

(2) Die Beſchwerde iſt bei dem Vorſtand oder ſeinem Vorſitzenden oder der 
Aufſichtsbehörde in zwei Wochen anzubringen, nachdem die Anordnung dem Be⸗ 
ſchwerdeführer zugeſtellt, zugegangen oder bekanntgeworden iſt. 

(3) Die Klage kann nur darauf geſtützt werden, daß der angefochtene Beſcheid 
den Kläger in ſeinen Rechten beeinträchtige, weil der Beſcheid die rechtlichen Vor⸗ 
ſchriften verletze. Eine unrichtige Anwendung der rechtlichen Vorſchriften liegt auch 
dann vor, wenn die Tatſachen nicht gegeben ſind, die die Anordnung gerechtfertigt 
haben würden. 

(4) Die Einlegung eines Rechtmittels hat aufſchiebende Wirkung, ſoweit nicht 
der Vorſtand oder ſein Vorſitzender aus überwiegenden Gründen des öffentlichen 
Wohles oder des gemeinwirtſchaftlichen Nutzens die ſofortige Ausführung verlangt. 


Artikel 66. 


§ 56 lautet: 


(1) Der Vorſtand oder ſein Vorſitzender ſind berechtigt, gegen die Genoſſen die von 
ihnen gemäß ihren Befugniſſen gegebenen Anordnungen, wenn dieſe unanfechtbar 
geworden ſind oder ihre ſofortige Ausführung verlangt werden kann, durch Ausführung 
der zu erzwingenden Handlung auf Koſten des Pflichtigen, durch Feſtſetzung von Zwang⸗ 
geld oder durch unmittelbaren Zwang durchzuſetzen. 

(2 Die Anwendung eines Zwangmittels muß vorher angedroht werden. Die An⸗ 
drohung muß außer bei Gefahr im Verzug ſchriftlich erfolgen. Der Betrag des Zwang⸗ 
geldes iſt in beſtimmter Höhe anzudrohen. Wird die Ausführung der zu erzwingenden 
Handlung durch einen Dritten angedroht, ſo iſt in der Androhung die Höhe des Koſten⸗ 
betrags vorläufig zu veranſchlagen. Für die Ausführung der zu erzwingenden Handlung 
iſt außer bei Gefahr im Verzug eine angemeſſene Friſt zu ſetzen. 

(3) Die Höhe des Zwanggeldes darf bei jeder Androhung den Betrag von hundert 
Reichsmark nicht überſchreiten. 

() Das Zwanggeld kann im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden. 
Die Beitreibung iſt, ſofern es ſich nicht um die Durchſetzung eines Verbots handelt, nur 
zuläſſig, ſolange der Anordnung nicht entſprochen iſt. 

(5) Iſt die Handlung auf Koſten des Pflichtigen ausgeführt worden, ſo kann der 
Vorſtand oder ſein Vorſitzender den Koftenbetrag im Verwaltungszwangsverfahren ein⸗ 
ziehen. Auch der vorläufig feſtgeſetzte Koſtenbetrag kann im Verwaltungszwangsverfahren 
eingezogen werden. 

(6) Die Zwangmittel können bei Geboten wiederholt werden, bis dem Gebot ent⸗ 
ſprochen iſt. Bei Verboten kann das Zwangmittel für jeden Fall der Nichtbefolgung 
feſtgeſetzt werden. 

Artikel 67. 


8 57 lautet: 


(1) Sit die Androhung des Zwangmittels in der Anordnung enthalten, ſo kann ſie 
nur zuſammen mit der Anordnung angefochten werden. Iſt die Androhung eines Zwang⸗ 
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mittels ſelbſtändig erfolgt, ſo ſind dagegen die gleichen Rechtsbehelfe gegeben wie gegen 
die zugrunde liegende Anordnung. Mit der Anfechtung der Androhung kann in dieſem 
Falle gleichzeitig die zugrunde liegende Anordnung angefochten werden, wenn dieſe bei 
der Androhung nicht bereits unanfechtbar geworden iſt. 

(2) Gegen die Androhung eines Zwangmittels zur Durchführung einer unan⸗ 
fechtbar gewordenen Anordnung und gegen die Feſtſetzung und Ausführung eines Zwang⸗ 
mittels iſt nur in zwei Wochen die Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde zuläſſig. 

(2) Die Beſchwerde (Abſ. 2) hat keine aufſchiebende Wirkung; die Beitreibung von 
Zwanggeld darf jedoch nicht erfolgen, bevor die Feſtſetzung unanfechtbar geworden iſt. 


Artikel 68. 
§ 58 lautet: 
Rückſtändige Beiträge können im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden. 


Artikel 69. 
Als § 58 a wird folgende Vorſchrift eingefügt: 


S 58 a. 
Das Verwaltungszwangsverfahren kann auch gegen Pächter und andere Nutz⸗ 
berechtigte der zur Genoſſenſchaft gehörigen Fiſchereien gerichtet werden. 


Artikel 70. 
Als § 58 b wird folgende Vorſchrift eingefügt: 


§ 58 b. 
Die Aufſichtsbehörde kann die Vollſtreckungsbehörde beſtimmen. 


Artie 
8 60 lautet: 

(1) Die Aufſichtsbehörde iſt befugt, Mitglieder des Vorſtandes, die ſich einer Pflicht⸗ 
verletzung ſchuldig machen oder zur Führung der Geſchäfte der Genoſſenſchaft ungeeignet 
ſind, ihres Amtes zu entheben. 

(2) Gegen die auf Amtsenthebung lautende Verfügung findet in zwei Wochen die 
Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. Zuſtändig iſt der Bezirksausſchuß. Bis zur 
Entſcheidung bleibt das Vorſtandsmitglied der Amtsgeſchäfte enthoben. 

(3) Wenn durch die Amtsenthebung die Erfüllung der Aufgaben der Genoſſenſchaft 
gefährdet wird, kann die Aufſichtsbehörde die Geſchäfte des Vorſtandes einem Kommiſſar 
übertragen und beſtimmen, welche Entſchädigung ihm die Genoſſenſchaft zu leiſten hat. 


Zehnter Abſchnitt. 
Allgemeine und Übergangsvorſchriften. 


Arkikel 72. 
Soweit in den Geſetzen und Verordnungen auf Vorſchriften verwieſen iſt, die durch dieſes 


Geſetz außer Kraft geſetzt oder geändert werden, treten an ihre Stelle die entſprechenden Vor⸗ 
ſchriften dieſes Geſetzes. 


Artikel 73. 
Soweit dieſes Geſetz die Zuſtändigkeit oder das Verfahren von Verwaltungsbehörden, Ver⸗ 


waltungsgerichten und Beſchlußbehörden ändert, gelten für die zur Zeit des Inkrafttretens an⸗ 
hängigen Sachen folgende Vorſchriften: 


1. Angelegenheiten, in denen die bisher zuſtändige Stelle erſter Inſtanz noch nicht ent⸗ 
ſchieden hat, ſind an die nunmehr zuſtändige Stelle abzugeben. In ihnen wird nach 
den neuen Vorſchriften entſchieden. Die Beteiligten ſind zu benachrichtigen. 
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2. Für Angelegenheiten, in denen von der bisher zuſtändigen Stelle entſchieden, die Ent⸗ 
ſcheidung aber noch nicht unanfechtbar oder rechtskräftig geworden iſt, gelten, wenn 
der bisher vorgeſehene Rechtsbehelf eingelegt iſt oder eingelegt wird, die bisherigen 
Vorſchriften. 5 

Artikel 74. 
Soweit dieſes Geſetz nichts anderes beſtimmt, werden die Fachminiſter ermächtigt, ſeine 
Vorſchriften durchzuführen und Ausführungsbeſtimmungen zu erlaſſen. 


Artikel 75. 
Dieſes Geſetz tritt am Tage der Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 25. Juli 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Für den Miniſterpräſidenten: 
Popitz. Darré. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 


Berlin, den 25. Juli 1933. 
Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
In Vertretung: 


Popitz 


Staatsminiſter. 


(Nr. 13959.) Geſetz über die Auſlöſung der Tierärztekammern. Vom 28. Juli 1933. 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 
815 


Die zur Zeit beſtehenden Tierärztekammern und der Tierärztekammerausſchuß werden 
aufgelöſt. 

8 2. 

Die bisherigen Vorſtände führen die laufenden Geſchäfte in den Tierärztekammern und im 
Tierärztekammerausſchuß bis zum Zuſammentritt der neuen Kammern fort. Die Kammervorſtände 
beſtimmen im Benehmen mit den für den Sitz der Oberpräſidenten zuſtändigen tierärztlichen Gau⸗ 
fachberatern im NSD. Arztebund mit größter Beſchleunigung die Mitglieder für die nächſten 
Tierärztekammern, bei Meinungsverſchiedenheiten entſcheidet der zuſtändige Oberpräſident. 


gig, 


Der zuſtändige Miniſter erläßt die zur Ausführung des Geſetzes erforderlichen Be⸗ 
ſtimmungen. 


8 4. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 28. Juli 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Für den Miniſterpräſidenten und den Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten: 


Popitz. 
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Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 


Berlin, den 28. Juli 1933. 
Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
In Vertretung: 


Popitz 


Staatsminiſter. 


(Nr. 13960.) Verordnung über Bildung von Kammern bei dem Arbeitsgerichte Berlin. Vom 25. Juli 


* 


Auf Grund des § 17 des Arbeitsgerichtsgeſetzes wird in Abänderung der Verordnungen vom 
10. Juni 1927 (Geſetzſamml. S. 97) und vom 13. Juli 1928 (Geſetzſamml. S. 177) folgendes 
beſtimmt: 
8 1. 


Beim Arbeitsgericht Berlin werden 39 Kammern gebildet, die ſich folgendermaßen zuſammen⸗ 
ſetzen: 
16 Kammern für Arbeiter, nämlich 
1 Kammer für die Bekleidungs-, Textil⸗, Leder- und Putzinduſtrie (außer Schuhwaren⸗ 
fabrikation), 
2 Kammern für das Baugewerbe und für Holz- und Schnitzſtoffe, 
2 Kammern für die Metallinduſtrie, 
1 Kammer für das Verkehrs⸗ und Transportgewerbe, 
3 Kammern für das Nahrungsmittelgewerbe und für Beherbergung und Erquickung, 
3 Kammern für Hausgehilfen leinſchließlich der Hauswarte), 
1 Kammer für graphiſche und verwandte Gewerbe, 
1 Kammer für chemiſche und keramiſche Induſtrie und Verwandtes, 
2 Kammern für Handel und die Arbeiter, die nicht vor eine der übrigen Fachkammern 
gehören; 
17 Kammern für Angeſtellte, nämlich 
11 Kammern für Handlungsgehilfen und Handlungslehrlinge und die Büroangeſtellten 
in Induſtrie, Handel und Gewerbe, 
1 Kammer für techniſche Angeſtellte ſeinſchließlich der Werkmeiſter) der Metallindustrie, 
1 Kammer für ſonſtige techniſche Angeſtellte (einſchließlich der Werkmeiſter), 
1 Kammer für Angeſtellte im Verſicherungs⸗ und Bankweſen, 
1 Kammer für künſtleriſche und artiſtiſche Angeſtellte in Bühnen⸗ und Filmbetrieben, 
2 Kammern für ſonſtige Angeſtellte (einſchließlich der nicht in Induſtrie, Handel und 
Gewerbe tätigen Büroangeſtellten); 
1 gemeinſame Kammer für Arbeiter und Angeſtellte in Gärtnerei, Land⸗ und Forſtwirt⸗ 
ſchaft; 
1 Kammer für die Streitigkeiten der Arbeiter und Angeſtellten der Deutſchen Reichsbahn⸗ 
Geſellſchaft für den Reichsbahndirektionsbezirk Berlin; 
4 Kammern für die Streitigkeiten des Handwerkes, nämlich 
1 Kammer für Bekleidung, Textil, Leder, Zellſtoff, Graphik und Sonſtiges, 
1 Kammer für Metall, 
1 Kammer für Bau und Holz, 
1 Kammer für Nahrungsmittel und Reinigung. 
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8.2. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Oktober 1933 in Kraft. 


Berlin, den 25. Juli 1933. 


Der Preußiſche Juſtizminiſter. Der Preußiſche Miniſter 
für Wirtſchaft und Arbeit. 
In Vertretung: In Vertretung: 
Freisler. Schalfejew. 
Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) iſt bekanntgemacht: 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. Juni 1933 
über die Genehmigung einer Anderung der Gebührenordnung der Schleſiſchen Landſchaft 
durch das Amtsblatt der Regierung in Breslau Nr. 28 S. 212, ausgegeben am 15. Juli 1933. 
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